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Ausschuss für Umwelt und Technik                   

Verwaltungsausschuss 23.9.2010   X         

Betriebsausschuss                   

Ausschuss für Jugend und Soziales                  

Wohnungsausschuss                  

Gemeinderat 28.9.2010     X       

 

Vorlage 96/2010 

Beratungsgegenstand: 
 
Änderung der Verwaltungsgebührensatzung  

Beschlussvorschlag: 
 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche  
Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) mit Änderung des Gebührenverzeichnisses bei der 
Ziffer III.2.2.1 wird beschlossen.  
Die kalkulatorische Grundlage für die Bemessung dieses Gebührentatbestands wird zu-
stimmend zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

Angaben zur Finanzierung (bei ausgabewirksamen Beschlüssen) 

 Mittel stehen im Haushaltsplan unter HHSt:       zur Verfügung. 

 Beschluss führt bei HHSt:       zu über-/außerplanmäßiger Ausgabe. 

      

 
Karl-Heinz Schlumberger 
Oberbürgermeister 

2010 
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Änderung des Gebührenverzeichnisses zur Verwaltungsgebührensatzung  

Sachdarstellung / Begründung: 
 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27. Juli 2010 die Änderung der Verwaltungs-
gebührensatzung mit Wirkung ab dem 01. Oktober 2010 beschlossen.  
 
Mit Schreiben vom 26. Juli 2010 hat das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 
Auslegungshinweise zu der zum 01. März 2010 geänderten Landesbauordnung heraus-
gegeben. Demnach ist eine Anpassung der Ziff. III.2.2.1 des Gebührenverzeichnisses er-
forderlich.  
 
In der Kalkulation für diesen Gebührentatbestand wurde davon ausgegangen, dass für 
jeden gesonderten Antrag auf Ausnahme, Abweichung oder Befreiung (AAB-Antrag) 
festgestellt werden muss, welche Nachbargrundstücke betroffen sind. Dazu sind die Ei-
gentümer sowie deren Anschrift zu ermitteln und durch eine Nachbaranhörung zu be-
teiligen. 
 
Aufgrund eines fehlenden Verweises in § 56 Abs. 6 Landesbauordnung (neu) gelten die 
Vorschriften über die Nachbaranhörung für gesonderte AAB-Anträge zwischenzeitlich 
nicht mehr. Durch das Entfallen der Nachbaranhörung müssen auch keine Eigentümer 
erhoben werden. Es ist daher von einem wesentlich geringeren Zeitaufwand auszu-
gehen, welcher bei einem unproblematischen Fall bei nunmehr ca. 1 Stunde liegt.  
 
Die Kommentierungen zur Landesbauordnung sprachen sich bisher dafür aus, dass ins-
besondere die Vorschriften über die Nachbaranhörung für solche gesonderten Anträge 
gelten. Erst das Schreiben des Wirtschaftsministeriums stellt klar, dass gerade diese Vor-
schriften für gesonderte AAB-Anträge aufgrund der Änderung der Landesbauordnung 
zum 01. März 2010 nicht mehr anzuwenden sind. 
 
Der Gebührenrahmen sollte deshalb von bisher 150 € - 4.000 € nach der beigefügten 
Kalkulation mit Wirkung ab 1. Oktober 2010 auf 60 € - 4.000 € festgesetzt werden. 
 
 
 
 
 
 
Anlagen 
 
1 Änderung der Verwaltungsgebührensatzung  
2 Kalkulation des Gebührentatbestandes Ziff. III.2.2.1 



Anlage 1 
 
 

Remseck am Neckar
Große Kreisstadt 

 
 
 
 

Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren  
für öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) 

 
 
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen (Verwaltungs-
gebührensatzung) in der Fassung vom 27. Juli 2010 wird wie folgt geändert: 
 
 

§ 1 
 
Das Gebührenverzeichnis (Anlage nach § 4 Abs. 1) wird wie folgt geändert: 
 
III. Ziffer 2.1.1  
 
"Gebühr je Befreiung, Ausnahme oder Abweichung                     60,00 € - 4.000,00 €" 
 
 

§ 2 
 

In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am 1. Oktober 2010 in Kraft. 
 
 
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder von auf Grund der GemO erlassenen Verfahrensvorschriften beim Zu-
standekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich in-
nerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn 
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. 
 
 
 
gez. 
 
Karl-Heinz Schlumberger 
Oberbürgermeister 





Anlage 2

III. Fachgruppe Bauverwaltung / Tiefbau 

2.  Bauordnungsrecht

2.1.1 Befreiung, Ausnahme oder Abweichung

Personalkosten 168.122,20 €

Einzelkosten 27.785,40 €

Gemeinkosten 68.708,36 €

Gesamtkosten 264.615,96 €

Gesamtzeit / Std. 4.875,35

Stundensatz 54,28 €

Stundensatz gerundet 54 €

1. Verwaltungsaufwand
mindestens: 60 min zu 54 € 54,00 €
höchstens :                   50 h zu 54 € 2.700,00 €

2. Wirtschaftlicher Wert:
Der Antragsteller erhält einen wirtschaftlichen Vorteil durch die bessere baul. Nutzung
seines Grundstückes.

Gebührenvorschlag: 60,00 € - 4.000,00 €
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